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Aktionstag zur Entgeltgleichheit
„Warum nicht gleich?“
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Am 20. März 2009 !ndet in diesem 
Jahr der „Equal Pay Day“ statt, an 
dem sich erstmals die Frauen in der 
CDA beteiligen werden.

Laut Gleichstellungsstudie des 
Bundesministeriums für Familien, 
Senioren, Frauen und Jugend sind 
in Deutschland 64,2 % aller Frauen 
berufstätig. Die Entgeltunterschiede 
liegen jedoch laut Bericht der Euro-
päischen Kommission aus dem Jahre 
2008 bei durchschnittlich 22 %. 
Deutschland liegt damit an viert-
letzter Stelle im Vergleich zu allen 
europäischen Ländern. Fest steht, 
dass eine unmittelbare Diskriminie-
rung formal-rechtlich grundsätzlich 
ausgeschlossen ist. Sowohl euro-
päisches Recht als auch deutsches 
Recht haben den Grundsatz der 
Entgeltgleichheit rechtlich verankert. 

Woran liegt es dann, dass so große 
Unterschiede in der Bezahlung von 
Männern und Frauen festzustellen 
sind? Mädchen haben im Allgemei-
nen die bessere schulische Ausbil-
dung bzw. bringen bessere schu-
lische Leistungen. Jedoch bereits 
bei der Wahl der Ausbildungsstelle 
haben Mädchen die Tendenz, eher 
typische „Frauenberufe“ zu wählen, 
die schlechter bewertet und deshalb 
schlechter bezahlt sind. Junge Frauen 
bevorzugen Berufe im Gesundheits-, 
kaufmännischen und Erziehungs-
bereich. Es fehlt das Interesse an 
technischen, handwerklichen und 
IT-Berufen. Auch bei der Fächerwahl 
im Studium neigen Frauen u.a. eher 

zu Sozialwissenschaften, Kultur-
wissenschaften und Medizin. Nur 
37 % aller Studierenden der Inge-
nieurwissenschaften an deutschen 
Fachhochschulen sind weiblich. 
Bei der späteren Erwerbstätigkeit 
haben junge Frauen als oberstes Ziel 
die Vereinbarkeit von „Familie und 
Beruf“ und  nicht die Vereinbarkeit 
von „Beruf und Familie“. Dies liegt 
an den Lebensentwürfen und der 
Geschlechterorientierung junger 
Frauen, die sich oftmals an den 
tradierten Mustern ihrer Herkunfts-
familie orientieren, aber auch an 
den fehlenden Möglichkeiten, eine 
den Bedürfnissen entsprechende 
Kinderbetreuung zu !nden. Daraus 
resultiert dann auch, dass ein über-
wiegender Teil aller Teilzeitarbeit 
von Frauen geleistet wird.

Unterstützt wird der Entgeltunter-
schied noch durch die unterschied-
liche Bewertung der Arbeitsplätze. 
Zwar werden im analytischen Be-
wertungsverfahren, das heutzutage 
"ächendeckend angewendet wird, 
objektive Maßstäbe angelegt. Je-
doch muss festgestellt werden, dass 
die Anforderungen von frauen- bzw. 
männerdominierten Tätigkeiten 
unterschiedlich berücksichtigt und 
bewertet werden. Die Leistungs-
maßstäbe sind demnach nicht 
immer geeignet, die Tätigkeiten 
objektiv zu messen.

Frauen sind aufgrund ihrer famili-
ären Situation stärker von prekärer 
Beschäftigung betroffen und eher 

Gleicher Lohn für gleiche Arbeit –
Equal Pay Day 2009

EDITORIAL

der Gefahr drohender Altersarmut 
ausgesetzt. Es muss deshalb noch 
stärker darauf hingewirkt werden, 
tief verankerte Einstellungs- und 
Verhaltensmuster nachhaltig zu 
verändern. Chancengleichheit 
muss mehr sein als „die optimale 
Ausnutzung des menschlichen Hu-
mankapitals“; Chancengleichheit 
muss heißen: Gleiche Teilhabe in 
allen Bereichen des Lebens!

Wir in der CDA sollten klar zeigen, 
auf welcher Seite wir stehen und 
uns deshalb rege an den Aktionen 
der CDA-Frauen beteiligen!

Karin Möhle
Bundesvorsitzende der Arbeits-
gemeinschaft Frauen in der CDA
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CDA-Initiative 
gegen ausbeuterische 
Kinderarbeit 

Neues Magazin 
„kind.gerecht.“ klärt auf

Welche Anliegen verfolgte die 
CDA genau? Welche Formen von 
Kinderarbeit gibt es, in welchen 
Ländern ist Kinderarbeit of!ziell 
erlaubt? 

Wie leben Kinder auf der 
Müllkippe – wie in den 
Steinbrüchen Indiens? Was 
bedeutet fair einkaufen, wie 
entsteht ein T-Shirt? 

Antworten auf diese und andere 
Fragen !nden Sie in unserem 
aktuellen Magazin „kind.gerecht“.

Das Magazin kann kostenlos 
unter: info@cda-gegen-
kinderarbeit.de bestellt oder als 
PDF-Dokument auf cda-gegen-
kinderarbeit.de abgerufen 
werden.
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PRISMA

AKTION

5-Punkte-Plan der CDA gegen Kinderarbeit
Runder Tisch zum Thema „Steine ohne Kinderarbeit“

RECHTSPRECHUNG

EuGH: Urlaub 
verfällt nicht

Nach den Urteilen in Rheinland-
Pfalz und München fordert die CDA 
energisch, das juristische Schar-
mützel endlich zu beenden und 
das eigentliche Ziel wieder in den 
Vordergrund zu rücken: Nämlich 
das Ende der Menschenrechtsver-
letzungen in indischen Steinbrüchen 
und ein Einfuhrverbot von Natur-
steinen aus ausbeuterischer Arbeit 
und Kinderarbeit. 

Solche Steine gehören nicht auf un-
sere Friedhöfe, nicht auf öffentliche 
Plätze, nicht in private Häuser. Egal, 
ob eine Stadt für einen öffentlichen 
Platz Steine kauft, ob Hinterblie-
bene den Grabstein für einen 
Verstorbenen aussuchen oder ein 
Häuslebauer P"astersteine für den 
Innenhof oder eine Granitplatte für 
die Küche sucht – jeder, der Steine 
kaufen will (oder muss), die nicht 
aus Kinderarbeit stammen, braucht 

Der Anspruch eines Arbeitnehmers 
auf Urlaub ist vom Arbeitgeber 
auch dann abzugelten, wenn er vom 
Arbeitnehmer bis zur Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses krank-
heitsbedingt nicht genommen wer-
den kann. Er erlischt nicht, urteilt 
der Europäische Gerichtshof und 
widerspricht damit der gängigen 
Rechtssprechung des Bundesar-
beitsgerichts. Die EuGH-Richter 
schlossen sich der Generalanwältin 
an und begründeten ihre Entschei-
dung mit Artikel 7 der Arbeits-
zeitrichtlinie 2003/88/EG . Danach 
hat jeder Arbeitnehmer Anspruch 
auf einen bezahlten Mindest-
jahresurlaub von vier Wochen. Das 
Bundesurlaubsgesetz sieht jedoch 
eine Befristung des Urlaubsans-
spruchs vor. 

Mehr Informationen unter dem 
Aktenzeichen: Az.: C-350/06

auch die Gewissheit, dass tatsäch-
lich keine Kinderarbeit im Spiel ist. 
Den Ausschluss ausbeuterischer 
Kinderarbeit – möglichst sogar die 
Einhaltung der kompletten Kernar-
beitsnormen der Internationalen 
Arbeitsorganisation (ILO) – will die 
CDA durch unabhängige und durch 
unangemeldete Kontrollen abge-
sicherte Zerti!kate dokumentiert 
wissen.

Eine weitere wichtige Forderung des 
5-Punkte-Plans der CDA ist es, der 
ILO mehr Sanktionsmöglichkeiten 
an die Hand zu geben, damit, wenn 
sie Fälle von Ausbeutung und Kin-
derarbeit entdeckt, handeln und die 
Täter an den Pranger stellen kann. 

AUFGESCHNAPPT

Der 5-Punkte-Plan der CDA unter: 
> www.cda-gegen-kinderarbeit.de

Weitere Informationen
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PRISMA

Gute Nachrichten für Arbeitnehmer: 
Das Meister-BAföG wird ausgebaut. 
CDA-Bundesvorstandsmitglied Uwe 
Schummer, der Berichterstatter 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
zur beru"ichen Bildung, sieht darin 
einen deutlichen  Schritt  in Richtung 
Weiterbildung. 

„Die duchgeführte Anhörung zur No-
vellierung der Aufstiegsfortbildung 
hat gezeigt, dass der von der Bundes-
regierung vorgelegte Gesetzentwurf 
zur Novellierung des Meister-BAföG 
nach Einschätzung der Experten 

deutliche Verbesserungen für Fortbil-
dungsteilnehmer bringt“, so Schum-
mer. So werde der Kreis der Berech-
tigten erheblich erweitert. 

Positiv  hervorgehoben wurden bei 
der Anhörung folgende Punkte:

• Die umfassende Einbeziehung der 
Forbildung in die Altenp"ege und der 
Aufstiegsfortbildung zum/zur Erzie-
her/in.

• Die Einbeziehung der Prüfungsphase 
und der notwendigen Zeit zur Anfer-
tigung des Meister-/Prüfungsstücks in 
die Unterhaltsförderung.

• Die Öffnung der Förderungsmöglich-
keit für in Deutschland lebende und 
ausgebildete Ausländer.

• Die Belohnung von Unternehmens-
gründungen  durch Erhöhung des 
Existenzgründungserlasses.

• Die Erhöhung des Kinderzu-
schlages von 179 auf  210  Euro.  

Insgesamt, so der Tenor auf der 
Anhörung, sind die geplanten 
Gesetzesänderungen geeignet, 
mehr Berufstätige anzuregen, sich 
für eine beru"iche Fortbildung zu 
entscheiden. Damit könne nun ein 
weiterer Baustein der Quali!zie-
rungsinitiative der Bundesregierung 
umgesetzt werden, so Schummer. 

Carla-Maria Cremer von der 
Kultusministerkonferenz wies 
darauf hin, dass die mit der Novelle 
(16/10996) vorgesehenen Verände-
rungen am Gesetz „mehr Menschen 
den Zugang zu einer gesicherteren 
Förderung ermöglichen“ würden. 

Auch Dieter Dohmen vom For-
schungsinstitut für Bildungs- und 
Sozialökonomie Berlin hält die 
Veränderungen für sinnvoll. 

Meister BAföG  wird ausgebaut
Wichtiger Schritt für die Weiterbildung

GEWERKSCHAFTEN

Trendwende bei der IG Metall

Berthold Huber hat Anfang des 
Jahres eine positive Nachricht: Die 
IG Metall hat 2008 die Trend wende 
geschafft. Vor allem bei jungen 
Menschen bis 27 Jahre gewann die 
Gewerkschaft deutlich an Mitglie-
dern.  Aber auch bei den Angestell-
ten stehen die Zeichen auf Wachs-
tum. 3,3 Prozent  Zuwachs in dieser 
Berufsgruppe. Aktuell gehören 2,3 
Millionen Menschen zur IG-Metall. 
Damit  schreibt die größte Einzel-
gewerkschaft  fast eine schwarze 

Null. Huber betonte, es sei richtig, 
die Mitgliederfrage zum wichtigsten 
Punkt der Gewerkschaftsarbeit zu 
machen. Sie sei die politischste Fra-
ge für die Zukunftsfähigkeit der IG 
Metall. Hauptgruppe der neuen Mit-
glieder sind vor allem Leiharbeiter: 
Weit mehr als 11 000 wurden erfolg-
reich geworben. Und die IG Metall 
konnte auch für diese Berufsgruppe 
Verbesserungen erreichen. Rund 
400 Vereinbarungen wurden mit 
Firmen abgeschlossen, mit denen 

die Arbeitsbedingungen denen 
der Stammbelegschaften angegli-
chen werden sollen. Als Folge der 
positiven  Mitgliederentwicklung 
stieg auch der Kassenstand bei 
der IG Metall. Die Beitragsein-
nahmen stiegen um 13 Millionen 
Euro auf 443 Millionen Euro. 
Auch bei den Arbeitnehmern 
kam Geld an. Der Tarifvertrag in 
der Metall- und Elektroindustrie 
schlug mit 5,8 Milliarden Euro bei 
den Beschäftigten zu Buche. 

CDU/CSU-Bildungsexperte 
Uwe Schummer
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Im Mai 1957 verabschiedete 
der Deutsche Bundestag das 
Gesetz über die Gleichberech-
tigung von Mann und Frau auf 
dem Gebiet des bürgerlichen 
Rechts. Am 1. Juli 1958 trat 
es in Kraft. Laut Artikel 3 des 
Grundgesetzes sind Männer und 
Frauen seither gleichberech-
tigt.  Ungeachtet unabweisbarer 
Fortschritte besteht über 50 
Jahre nach der Verabschiedung 
des Art. 3 GG und 90 Jahre nach 
Einführung des Frauenwahl-
rechts  immer noch Handlungs-
bedarf. Am deutlichsten zeigt 
sich dieser in der Positions- und 
Entgeltungleichheit auf dem 
Arbeitsmarkt: Trotz viel besse-
rer Schulabschlüsse verdienen 
Frauen in Deutschland immer 
noch etwa 22 Prozent weniger 
als ihre männlichen Kollegen. 
Die CDA und die Frauen Union 
wollen dem entgegentreten. Ein 
Positionspapier der  CDU/CSU-
Fraktion hat zehn Maßnahmen 
aufgelistet, mit denen die Un-
gleichheit behoben werden soll.

Allen bisherigen Maßnahmen zum 
Trotz erfahren Frauen gegenüber 
Männern erhebliche Benachteili-
gungen auf dem Arbeitsmarkt. Der 
Anstieg der Frauenerwerbsquote 
in den letzten Jahren geht  einher 
mit einem Anstieg an Teilzeitarbeit 
bei Frauen – nicht mit einem Plus 
der Frauen am Vollerwerbsarbeits-
markt. Besonders erschreckend 
ist der Zuwachs der Frauenarbeit 

im Niedriglohnsektor. 64,1 % der 
Frauen in sozialversicherungsp"ich-
tiger Vollzeitbeschäftigung arbeiten 
zu Niedriglöhnen,  71 Prozent aller 
atypisch Beschäftigten in Deutsch-
land sind Frauen. Das geht aus einer 
Untersuchung des Statistischen 
Bundesamtes hervor. Junge Arbeit-
nehmerinnen sind besonders von 
atypischer Beschäftigung betroffen. 
42,4 Prozent von ihnen sind unter 
diesen oftmals prekären Bedin-
gungen angestellt. 1997 sah die Si-

tuation der jungen Frauen noch ganz 
anders aus. Lediglich 21,3 Prozent 
befanden sich in einer atypischen 
Beschäftigung. Binnen zehn Jahren 
hat sich ihre Zahl verdoppelt. Dabei 
verfügen 75 % der Frauen über einen 
quali!zierten Berufsabschluss. 
Einer der Hauptgründe für deutliche 
Gehaltsunterschiede von Männern 
und Frauen ist die Auszeit der Frauen 
für die Kindererziehung. Darin waren 
sich die Experten einer öffentlichen 
Anhörung im Ausschuss für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend einig. 
Nach der Elternzeit würden Frauen 
weitaus häu!ger als Männer nur in 
Teilzeit arbeiten.  Je mehr Kinder ein 
Mann hat, desto länger sind seine Ar-

beitszeiten, je mehr Kinder eine Frau 
hat, desto kürzer arbeitet sie. Das 
zeigt auch eine Sonderauswertung 
des Mikrozensus und der Europä-
ischen Arbeitskräftestichprobe, die 
das Institut Arbeit und Quali!kation 
(IAQ) der Universität Duisburg-Essen 
erstellt hat.  Ehefrauen und Mütter 
arbeiten heute deutlich weniger 
Stunden pro Woche als 2001 und die 
Schere zwischen ihren Arbeitszeiten 
und denen von Vätern hat sich weiter 
geöffnet.

Nach dem IAQ/
HBS-Arbeitszeit-
Monitor sind zwar 
immer mehr Frauen 
in Deutschland 
erwerbstätig, sie 
arbeiten aber kürzer: 
Deutschland hat (mit 
30,2 Wochenstunden) 

nach den Niederlanden die zweitkür-
zesten Frauenarbeitszeiten in Europa 
und es gibt es kein europäisches 
Land, in dem in Teilzeit arbeitende 
Frauen so wenig Wochenstunden 
(18,2) leisten wie in Westdeutsch-
land. Demgegenüber arbeiteten 
2006 die erwerbstätigen Männer im 
Durchschnitt 40,1 Wochenstunden. 
Der Unterschied hat sich vergrößert: 
2001 arbeiteten Männer 8,8 Stunden 
länger als die Frauen, fünf Jahre spä-
ter waren es bereits 9,3 Stunden.

„Für die Beschäftigung von Frauen 
setzt die Politik widersprüchliche 
Signale“, kritisieren die IAQ-Arbeits-
zeitforscher. Während mit Ausbau 

Die Gleichberechtigung hört in der Geldbörse auf
Immer noch bekommen die Frauen weniger Gehalt

TITEL

„Gleichberechtigung kann nur funktionie-
ren, wenn die Frau nicht der Supermensch 
werden muss und alle anderen dürfen so 
weiterleben, wie sie immer gelebt haben.“

Bundeskanzlerin Angela Merkel in der „Zeit“
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Zweiten Buches Sozialgesetzbuch 
(SGB II)“ hervor. Auffallend sei 
außerdem, dass vor allem hoch- und 
höchstquali!zierte Frauen verstärkt 
Zugang zu Quali!zierungsmaß-
nahmen erhalten würden. „Hier 
muss offenbleiben, ob dies das 
Ergebnis einer besonders intensiven 
Förderung von Berufsrückkehre-
rinnen oder als Fehlallokation zu 
deuten ist.“

Das Positionspapier der Union 
schlägt vor, bei der Problematik der 
Unterbewertung von frauendomi-
nierten Tätigkeiten anzusetzen. So 
werden häu!g Tätigkeiten, die meist 
von Männern ausgeübt werden, 
anders gewertet, als solche, die 
überwiegend in Frauenhand sind. 
Hier soll auf die Tarifpartner hinge-
wirkt werden. Auch die Wirtschaft 
soll an der weiteren Umsetzung 
der Gleichberechtigung mitwirken. 

Die freiwillige Verein-
barung zwischen der 
Bundesregierung und 
der deutschen Wirt-
schaft zur Förderung 
der Chancengleichheit 
aus dem Jahr 2001 sei 
„konsequent weiter 
umzusetzen und fort-

zuentwickeln“. Außerdem soll der 
Corporate Governance-Kodex 
weiterentwickelt werden, dass eine 
höhere Repräsentanz von Frauen 
in Vorständen und Aufsichtsräten 
als Soll-Vorschrift eingeführt wird. 
Auch bei Wiedereinstieg und die 
Bewertung von Teilzeitarbeit sollen 
neue Standards kommen. Beson-
ders wichtig erscheint es, dass be-
reits im frühkindlichen Stadium das 
Interesse der Mädchen für höher 
quali!zierte Berufe geweckt wird. 

von Kinderbetreuung und Eltern-
geld die weibliche Beschäftigung 
gefördert werden soll, bilden die 
vom Ehegatten abgeleiteten Ansprü-
che in der Sozialversicherung, das 
Ehegattensplitting und die Minijobs 
entgegengesetzte Anreize. Frauen, 
die eigentlich mehr arbeiten wollen 
(60 Prozent in Westdeutschland 
und 20 Prozent in Ostdeutschland), 
beschränken sich aus familiären und 
persönlichen Gründen auf Minijobs 
und Teilzeitarbeit.

 „Es gibt kein Allheilmittel“, sagte 
Achim Dercks vom Deutschen 
Industrie- und Handelskammertag. 
Lösungsansätze, um die Gehälter 
von Frauen und Männern anzuglei-
chen, müssten je nach Altersgruppe 
gesucht werden. In der Schule und 
in der Phase der Berufswahl sei es 
wichtig, Mädchen mehr für tech-
nische und naturwissenschaftliche 
Berufe zu begeistern. Im Gegensatz 
zu früher unterschieden sich junge 
Männer und Frauen nicht mehr im 
Bildungsniveau. Geblieben sei die 
Vorliebe für bestimmte Berufe. Die 
größten Gehaltsunterschiede seien 
in der Gruppe der 30- bis 40-Jährigen 
festzustellen. „Hier schlägt die län-
gere Unterbrechungsphase durch“, 
so Dercks. „Ab dem 24. Lebensjahr 
nimmt die unbereinigte Lohnlücke 
zu“, stellte auch Hans-Peter Klös vom 
Institut der deutschen Wirtschaft 
fest. Diese Lücke beschreibe die 
Unterschiede in den Gehältern der 
Geschlechter, die sich aufgrund von 
Faktoren wie Bildungsunterschiede 
oder Elternzeit erklären ließen. Klös 
machte eine Differenz zwischen den 
Entgelten von 26 bis 36 Prozent aus, 
je nach Bildungsniveau und Beruf. Er 
forderte vor allem eine Ausweitung 

der Kinderbetreuungsangebote 
und eine erleichterte Rückkehr von 
Frauen in den Beruf. 

Doris Liebscher vom Antidiskrimi-
nierungsbüro Sachsen forderte die 
Einführung eines Verbandsklage-
rechtes. Damit könne Institutionen 
die Möglichkeit gegeben werden, 
für einzelne Frauen gegen Diskrimi-
nierung im Betrieb zu klagen. Der-
zeit müssten die Betroffenen gegen 
den eigenen Betrieb klagen, was 
eine zusätzliche Belastung für die 
Frauen sei. „Wir sind kein Verfech-
ter des Verbandsklagerechts“, sagte 
dagegen Armgard von Reeden, 
Vorsitzende des German Women‘s 
Leadership Council des Computer-
herstellers IBM. Von den deutschen 
22.000 Angestellten von IBM seien 
25 bis 27 Prozent Frauen. Das Un-
ternehmen unterhalte seit 30 bis 40 
Jahren „Diversity Programme“. „Wir 

unterstützen die These, dass Frauen 
im Unternehmen selber Verände-
rungen erreichen sollten“, so von 
Reeden. Allerdings nehmen Frauen 
im Vergleich zu Männern seltener 
an Maßnahmen der aktiven Ar-
beitsmarktpolitik teil. Insbesondere 
allein erziehende Frauen und solche 
mit Kindern unter drei Jahren wür-
den diese Maßnahmen „höchst sel-
ten“ in Anspruch nehmen. Das geht 
aus dem „Bericht zur Evaluation der 
Experimentierklausel nach § 6 des 

TITEL

„Was die Gleichberechtigung betrifft, 
ist die Wirtschaft immer noch der ge-
schlossenste Bereich der Gesellschaft“

Bundeskanzlerin Angela Merkel 
in der „Zeit“
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„Wo sind die Männer, die für die Entgeltgleichheit eintreten?“
Interview mit der Vorsitzenden der Frauen Union Dr. Maria Böhmer

SO! Frau Dr. Böhmer, Frauen 
verdienen in Deutschland viel 
weniger als Männer. Ist das histo-
risch bedingt?

Böhmer: In allen Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union verdie-
nen Frauen weniger als Män-
ner. Dies ist also kein originär 
deutsches Problem. Jedoch liegt 
Deutschland mit einer Entgeltlü-
cke von 23 Prozent im Vergleich 
zu anderen Ländern auf einem 
hinteren Platz im Ranking. Dabei 
gibt es die Lohnlücke auf allen 
Hierarchieebenen und in allen 
Bereichen.

In Deutschland haben wir einfach 
zu lange an den gesellschaftli-
chen Rollenbildern, welche die 
Familien- und Erziehungsarbeit 
als vorrangige Aufgabe der 
Frauen sehen, festgehalten. Die 
Entdeckung der Väter und ihrer 
Verantwortung für die Kinderer-
ziehung hat lange gebraucht.

SO! Trotz vieler Gesetze hat 
sich die Situation in den letzten 
Jahren nicht verändert. Woran 
liegt das?

Böhmer: Es stimmt leider, dass 
trotz der Verankerung des 
Grundsatzes der Entgeltgleich-
heit in unserem Rechtssystem 
erhebliche Lohnunterschiede 
existieren und Frauen seltener 
in Führungspositionen gelan-
gen. Dies ist umso erstaunlicher, 

da Frauen während der letzten 
Jahrzehnte in Qualifikation und 
Bildung deutlich aufgeholt haben 
und die jungen Männer teilweise 
überflügeln. Sie erreichen im 
Durchschnitt höhere und besse-
re Schulabschlüsse: 2007 waren 
55,5% der Abiturienten weib-
lich. Frauen brechen ihr Studi-
um seltener ab und heben sich 
durch bessere Examina hervor. 
Dennoch: Die Lohnschere geht 
nicht nur bei älteren Frauen weit 
auseinander, sondern auch bei 
jüngeren Frauen mit höherer 
Ausbildung.

Viele Frauen haben auf dem Ar-
beitsmarkt auch deshalb weniger 
Verdienst- und Entwicklungsmög-
lichkeiten, weil sie überwiegend 
in „typischen Frauenberufen“ 
tätig sind. Frauendominierte 
Tätigkeiten werden in tariflichen 
und betrieblichen Regelungen 
oft unterbewertet. Warum ist 
die Tätigkeit eines Bauarbeiters 
höher zu bewerten als die einer 
Pflegerin im Seniorenheim, die 
neben einer erheblichen körperli-
chen Belastung auch hohe soziale 
Kompetenz verlangt?

Die Ursachen der Lohnunter-
schiede werden also schon mit 
der Ausbildungs- und Berufs-
wahl begründet. Dazu kommen 
Erwerbsunterbrechungen wäh-
rend der Familienphase bis zu 
schlechteren Aufstiegschancen 
von Frauen.

Dr. Maria Böhmer
Vorsitzende der Frauenunion

Geboren wurde Prof. Dr. Maria 
Böhmer im April 1950 in Mainz. 
Sie studierte Mathematik, 
Pädagogik, Physik und Politikwis-
senschaften und promovierte im 
Fach Pädagogik. Von 1982–1990 
war sie Landesfrauenbeauftragte 
in Rheinland-Pfalz, 1990 folgte 
der Einzug in den Bundestag. 
Heute ist sie Staatsministerin bei 
der Bundeskanzlerin und Beauf-
tragte der Bundesregierung für 
Migration, Flüchtlinge und Inte-
gration. Frau Böhmer ist Mitglied 
der CDU, gehört dem Präsidium 
an und ist Bundesvorsitzende der 
Frauen Union.

INTERVIEW
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SO! Haben hier auch die Ge-
werkschaften versagt?

Böhmer: Von einem generellen 
Versagen der Gewerkschaften 
würde ich nicht sprechen. Aber 
die Tarifparteien sind natürlich 
gefordert, wenn es um die Be-
kämpfung der Lohnschere geht. 
Tätigkeiten im sozialen Bereich, 
wo der Frauenanteil überdurch-
schnittlich hoch ist, müssen 
aufgewertet werden. Mit ande-
ren Bewertungskriterien könnte 
eine gerechte Eingruppierung  
dieser gesellschaftlich wichtigen 
Tätigkeiten umgesetzt werden.

Kritisch anmerken möchte ich 
jedoch, dass bei der Kampagne 
des DGB in einem Faltblatt zum 
Thema Entgeltgleichheit unter 
dem Motto „Ich bin mehr wert“ 
nur die Frauen aufgerufen wer-
den, sich in der Öffentlichkeit zu 
positionieren. Ich stelle die Frage 
bewusst: Wo sind die Männer, 
die für Entgeltgleichheit eintre-
ten? Etwa ein Drittel der Mit-
glieder der Gewerkschaften sind 
Frauen. Die männlichen Kollegen 
müssen endlich mitziehen, damit 
das Problem der Entgeltungleich-
heit gelöst wird.

SO! Am 20. März ist der „Equal 
Pay“ Tag. Wird diese Bewegung 
zu mehr Gerechtigkeit führen?

Böhmer: Die Aktionen zum 
„Equal Pay Day“ schärfen das 
Bewusstsein der Gesellschaft 
für die bestehende Entgel-
tungleichheit. Wir müssen die 
Ungerechtigkeiten beim Namen 
nennen! Aufklärung, Engage-

ment und Sensibilisierung stehen 
im Vordergrund dieses Aktions-
tages. Im vergangenen Jahr war 
der „Equal Pay Day“ erstmals ein 
bundesweiter Aktionstag von 
Frauen. Wir sehen, dass es in 
diesem Jahr schon sehr viel mehr 
Mitstreiterinnen und Mitstreiter 
gibt. Je stärker sich Frauen für 
ihre Interessen vernetzen und 
die Öffentlichkeit suchen, desto 
schneller schaffen wir Lohnunter-
schiede ab.

SO! Frauen sind besonders stark 
in den unteren Lohngruppen 
vertreten, oft gibt es nicht mal 
einen Tarifvertrag. Wie kann die 
Situation verändert werden?

Böhmer: Untersuchungen der Ge-
werkschaften weisen tatsächlich 
darauf hin, dass der Einkommens-
unterschied zwischen Männern 
und Frauen generell in Betrieben 
mit Betriebsrat oder mit Tarifbin-
dung geringer ist. Davon profi-
tierten insbesondere Frauen, da 
sie in den unteren Lohngruppen 
überproportional vertreten sind. 
Dass Frauen nur drei Viertel von 

dem bekommen, was Männer ver-
dienen, liegt aber nicht allein an 
dem hohen Anteil von weiblichen 
Beschäftigten im Niedriglohnbe-
reich. Vielmehr werden Frauen 
und Männer für gleiche Arbeit un-
terschiedlich bezahlt. Diese allein 
geschlechtsbedingte Diskriminie-
rung findet in nahezu allen Beru-
fen statt. Die Bezahlung fällt auch 
dann unterschiedlich hoch aus, 
wenn Ausbildung, Arbeitszeit und 
Dauer der Firmenangehörigkeit 
identisch sind. Für Frauen gibt es 
weniger. Wie ist es ansonsten zu 
erklären, dass eine Journalistin 22 
Prozent oder eine Gebäudereini-
gerin 26 Prozent weniger verdient 
als ihr jeweiliger Kollege?

SO! Über Gehalt zu sprechen, gilt 
in Deutschland noch oft als Tabu. 
Gilt es nicht, dieses zu brechen, 
damit es zu gerechten Löhnen 
kommt?

Böhmer: Es muss tatsächlich un-
ser Ziel sein, Licht in die Intrans-
parenz der Gehaltsstrukturen zu 

INTERVIEW

Gemeinsam mit der CDA startet auch die Frauen Union eine Kampagne zur Entgeltgleichheit.
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bringen. Wir sollten Frauen Ori-
entierungsmarken für Gehaltsver-
handlungen an die Hand geben. 
Eine Lösung könnte sein, dass die 
Arbeitgeber unter Wahrung des 
Datenschutzes offenlegen, was 
Männer und Frauen bei gleicher 
Quali!kation und Position bei 
ihnen im Durchschnitt verdienen. 
Auch die Einführung eines freiwil-
ligen Lohntests könnte hilfreich 
sein, wie er bereits in der Schweiz 
existiert (LOGIB), um so mehr 
Transparenz zu schaffen.

SO! Teilzeit oder Homeof!ce-
Arbeitsplätze werden immer noch 
schlechter entlohnt als Arbeits-
plätze, an denen die Präsenz 
offensichtlich ist. Gerade Frauen 
brauchen aber diese, um Familie 
und Beruf unter einen Hut zu 
bringen. Wer könnte hier Vorreiter 
sein?

Böhmer: Wir müssen die so ge-
nannten Best Practice-Beispiele 
noch stärker herausstellen. Ein 
positives Beispiel ist u. a. die Te-
lekom, die Teilzeit- und Telearbeit 
in vorbildlicher Weise ermöglicht. 
Familienfreundlichkeit als Wirt-
schafts- und Werbefaktor wird 
leider noch nicht von allen Un-
ternehmen erkannt. Eine bessere 
Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf wird jedoch in Zukunft immer 
entscheidender gerade in Zeiten 
des Fachkräftemangels. Viele alte 
Zöpfe gehören abgeschnitten. Ein 
Beispiel ist die Präsenzkultur in 
deutschen Unternehmen, die wir 
aufbrechen müssen.

SO! Die Quotenregelung hat sich 
in der Politik für Frauen als güns-

tig erwiesen, könnte man nicht 
auch mit Quoten in der Wirtschaft 
arbeiten?

Böhmer: Sie spielen mit Ihrer 
Frage auf die 40%-Quote für 
Frauen in den Aufsichtsräten von 
börsennotierten Unternehmen 
nach norwegischem Vorbild an. 
Ich sage offen, dass ich diese Idee 
interessant !nde, aber einer star-
ren Quote für die deutschen Auf-
sichtsräte skeptisch gegenüber-
stehe. Gerade deshalb müssen wir 
Druck aufbauen, damit Frauen in 
Führungspositionen gleichberech-
tigt vertreten sind.

In Norwegen hatten schon die 
Fristsetzung zur Einführung einer 
Quote und die Androhung wirt-
schaftlicher Nachteile dazu ge-
führt, dass die Frauenförderung in 
Unternehmen neu aufgestellt wur-
de. Die Mitglieder des Verbands 
der norwegischen Unternehmen 
haben ein eigenes Programm zur 
Frauenförderung entwickelt. In 
den Unternehmen wurde Frauen-
förderung Chefsache. Das Ergeb-
nis: Seit dem vergangenen Jahr 
ist die Quote erfüllt, während vor 
fünf Jahren drei Viertel der Unter-
nehmen überhaupt keine Frau im 
Aufsichtsrat hatten.

Was lernen wir daraus, auch wenn 
wir gegen starre Quoten sind? 
Erstens. Wir dürfen uns nicht 
einreden lassen, es gäbe keine 
geeigneten Frauen. Und zweitens: 
Wir müssen die Hürden erkennen 
und benennen, die nach wie vor 
bestehen. Und drittens: Wir müs-
sen dieses De!zit offen benennen 
und Veränderungen einfordern.

SO! Was kann Politik tun?

Böhmer: Ich könnte mir vorstel-
len, die Empfehlungen des Deut-
schen Corporate Governance-
Kodex dahingehend zu ergänzen, 
dass eine höhere Repräsentanz 
von Frauen im Aufsichtsrat und 
auch im Vorstand als Soll-Vor-
schrift festgeschrieben wird. Die 
Empfehlungen des Deutschen 
Corporate Governance-Kodex 
sind zwar rechtlich nicht bindend, 
aber börsennotierte Unternehmen 
wären verp"ichtet, jährlich die 
Nichtbeachtung offenzulegen. 
Transparenz hat auch schon in an-
deren Bereichen des Wirtschafts-
lebens zu positiven Veränderun-
gen geführt.

SO! Und was raten sie Frauen, 
welchen Weg sollten sie in der 
Zukunft gehen?

Böhmer: Frauen brauchen Vorbil-
der. Dies können für Frauen auch 
Männer sein. Wir Frauen müssen 
die Spielregeln im Geschäftsleben 
nicht neu er!nden, sondern sie 
erkennen und intensiv für den 
Erfolg nutzen. Dabei helfen auch 
Netzwerke, in denen Frauen sich 
gegenseitig unterstützen. Mit 
Mentoring-Programmen haben 
wir in der Frauen Union gute 
Erfahrungen gemacht. Dies trifft 
im besonderen Maß auch für die 
Wirtschaft zu. Der Fachkräfte-
mangel wird jungen Frauen enor-
me Chancen eröffnen. Mit einem 
erfolgreichen Karrierecoaching 
könnten sie viel erreichen. 

Das Interview führte SO!-Chef-
redakteurin Andrea Resigkeit

INTERVIEW



13Soziale Ordnung 2. Ausgabe 2009

Aktionstag 20. März 2009
Frauen treten für Entgeltgleichheit ein

Der Equal Pay Day hält Einzug in 
Deutschland. Bei der bundesweiten 
Offensive geht es um die Kern-
frage, wie die Arbeitsleistung von 
Frauen und Männern fair bewertet 
werden kann. Und darum, wie 
gleiche Verdienstchancen – bei 
gleicher Arbeit – für alle geschaf-
fen werden können. Das  Kampag-
nenmotto wird durch die „Initiative 
Rote Tasche“ plakativ kommuni-
ziert. Die roten Taschen stehen 
symbolisch für die roten Zahlen in 
den Geldbörsen der Frauen. Fakt 
ist: Mit einem durchschnittlichen 
Verdienstabstand von 22 Prozent 
liegen die Erwerbseinkommen der 
Frauen deutlich hinter denen ihrer 
männlichen Kollegen. Deutschland 
hat einen besonderen Handlungs-
bedarf, denn im EU-Vergleich 
rangieren wir an viertletzter Stelle. 
Der Equal Pay Day verfolgt das 
Ziel, den konstruktiven Dialog rund 
um das Thema Engeltgleichheit zu 
fördern. 

Ursprünglich kommt der „Equal 
Pay Day“ aus den USA, wo er 
bereits seit Mitte der 90er-Jahre 
eine feste Institution ist. Dies soll 
nun auch bei uns so werden.Das 
Bundesministerium von Frau von 
der Leyen fördert Aktivitäten rund 
um die Entgeltgleichheit für die 
nächsten 3 Jahre. Für 2009 hat sich 
dazu ein starkes Aktionsbündnis 
zusammengefunden. Mitglieder 
sind der Deutsche Frauenrat, die 
Bundesvereinigung der Arbeit-
geberverbände, der Bund der 

Unternehmerinnen und die Bundes-
arbeitsgemeinschaft der kommu-
nalen Gleichstellungsbeauftragten. 
Neben einer Vereinbarung über die 
Art und Weise der Zusammenarbeit 
gibt es  einen gemeinsamen Aufruf 
zur Beteiligung am Equal Pay Day 
sowie eigene Aktionen der einzel-
nen Organisationen. Auch die CDA, 
angeregt durch die Frauen in der 
CDA, und die Frauen Union betei-
ligen sich mit unterschiedlichen 
Aktivitäten .

Für die Koordinierung und Unter-
stützung steht eine Geschäftsstel-
le zu Verfügung.

Die Adresse lautet:
Kneippweg 45, 25746 Heide. 
Ansprechpartnerin ist Frau Ilona 
C. Kneißler, Tel. 0481 – 42114934, 
Fax 0481-42114935, Mobil 0173-
2805206, E-Mail: i.kneissler@bpw-
germany.de. 

Frau Kneißler ist zu folgenden 
Zeiten erreichbar:
Mo, Di, Fr: 07.45 – 13.30h
Mi: von 7.45 – 14.30h 
Mo, Di, Do: 17.00 – 19.00h

Dort kann eine Übersicht über be-
reits geplante Veranstaltungen und 
die jeweiligen Trägerorganisationen 
abgefragt werden. Eigene Aktionen 
sollen dort ebenfalls bekannt gege-
ben werden.

Im Vorstand des Deutschen 
Frauenrates ist Frau Dr. Bettina 

Schleicher für den Equal Pay Day 
zuständig und unter b.schleicher@
frauenrat.de erreichbar. Auch in 
der Geschäftsstelle des Deutschen 
Frauenrates können unter 030-
20456918 oder service@frauenrat.
de weitere Informationen eingeholt 
werden. 

Das Ziel, gerechte und auskömm-
liche Einkommen für Menschen zu 
sichern, gehört zu den wichtigsten 
Aufgaben der CDA. Daher ist es 
selbstverständlich, dass sich nicht 
nur die Frauen in der CDA am Equal 
Pay Day beteiligen, sondern die 
CDA dies in ihrer Gesamtheit tut. 
In diesem Jahr machen wir den 
Auftakt an ausgewählten Orten, 
im nächsten Jahr wollen wir schon 
bundesweit mit Aktionen auf uns 
und dieses Thema aufmerksam 
machen. Wir wissen uns dabei in 
guter Gesellschaft innerhalb und 
außerhalb der Partei. 2009 werden 
der Bundesvorsitzenden Karl-Josef 
Laumann und die Vorsitzende der 
Frauen in der CDA, Karin Möhle, in 
einer Pressekonferenz zur Lohnge-
rechtigkeit für Frauen und Männer 
Stellung nehmen. In Berlin wird es 
auf Initiative der Frauen in der CDA 
gemeinsam mit CDA, CDU und 
Frauen Union eine große Straßen-
aktion am Kurfürstendamm geben. 

Und 2010? Da sind hoffentlich ganz 
viele Kolleginnen und Kollegen vor 
Ort mit Aktivitäten dabei. Denn 
eins ist für uns klar: Frauenarbeit 
ist mehr wert!! 

POLITIK
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Die Fakten sind klar: Auch im 
Öffentlichen Dienst ist die 
Gleichberechtigung ledig-
lich ein zu Papier gebrachtes 
Lippenbekenntnis. Schlech-
tere Einstufungen, Nachteile 
durch Familienauszeiten und 
nicht gezahlte Zulagen las-
sen die Frauen die Verlierer 
im Öffentlichen Dienst sein. 
Rechnet man diese Nachteile 
in die Besoldung mit ein, dann 
verdienen Beamtinnen – Voll- 
und Teilzeitbeschäftigte – 
rund 19 Prozent weniger als 
ihre männlichen Kollegen.

Dabei müssen die Ursachen genauer 
analysiert werden: Einer der Fak-
toren, der zur Entgeltungleichheit 
in den öffentlichen Verwaltungen 
führt, ist die Teilzeitbeschäftigung: 
Fast die Hälfte der Beamtinnen und 
Richterinnen ist teilzeitbeschäftigt 

und der Frauenanteil an den Teilzeit-
beschäftigten beträgt etwa 80 Pro-
zent. Dies bedeutet häu!g Karriere 
mit Hindernissen: Denn zahlreiche 
Untersuchungen belegen: Anwe-
senheit unterstützt den beru"ichen 
Aufstieg. Teilzeit und Erwerbsunter-
brechungen wegen Kindererziehung 
wirken sich mittelbar auf die Karri-
ereentwicklung aus. Sichtbar und 
"exibel zu sein, sind die wichtigsten 
Voraussetzungen für eine Karriere.

Ein weiteres Problem ist: Gleich-
wertige Arbeit wird nicht immer 
gleich entlohnt: Im Besoldungsrecht 
werden überwiegend von Frauen 
ausgeübte Berufe (Tätigkeiten) 
geringer bewertet. Frauen arbeiten 
in „typischen Frauenbereichen“ wie 
zum Beispiel als Verwaltungs- und 
Bürokräfte. Im mittleren Dienst als 
Lehrkraft an den Grund-, Haupt- 
und Realschulen. Gerade bei den 

Lehrkräften an Grundschulen wäre 
ein höherer Anteil an Männern wün-
schenswert. In den entscheidenden 
Entwicklungsphasen der Kinder sind 
männliche Vorbilder rar.

Umso wichtiger ist, es nach Lö-
sungsansätzen zu suchen, mit de-
nen die formale Gleichstellung von 
Frauen und Männern auch faktisch 
umgesetzt wird.

Die Verwaltungskultur muss sich 
grundlegend ändern. Bund, Län-
der und Kommunen tragen als 
öffentliche Arbeitgeber besondere 
Verantwortung, die Entlohnung von 
Männern und Frauen diskriminie-
rungsfrei zu gestalten. Dazu gehört, 
dass die vermeintliche Selbstver-
ständlichkeit durchgängiger An-
wesenheit am Arbeitsplatz und die 
Verfügbarkeit in den Abendstunden  
bewusst infrage gestellt werden 
muss. In der Beurteilungspraxis 
dürfen Auszeiten keine Rolle mehr 
spielen.

In den Personalentscheidungen 
muss größere Transparenz 
herrschen. Beurlaubungen von 
Beamtinnen müssen sorgfältig 
vorbereitet werden. Während der 
Beurlaubung muss der Kontakt zur 
Dienststelle und danach die Unter-
stützung beim beru"ichen Wieder-
einstieg sichergestellt sein.

Bei allen Ausschreibungen muss 
geprüft werden, ob die Stellen für 
Mütter und Väter oder P"egende 

Aufstieg ist immer noch Männersache
Die stellvertretende DGB- und CDA-Chefin Ingrid Sehrbrock über Lösungsansätze
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die Möglichkeit bieten, Beruf und 
Familie zusammenzubringen. 
Beschäftigte mit aus familiären 
Gründen verminderter regelmä-
ßiger Arbeitszeit, die eine Vollzeit-
beschäftigung anstreben, sollten bei 
der Besetzung von Stellen für Voll-
zeitbeschäftigte bei gleichwertiger 
Quali!kation vorrangig berücksich-
tigt werden.

Frauen, die bereits erste Karriere-
schritte gegangen sind, müssen 
auf dem weiteren Weg unterstützt 
werden.

Ämter und Behörden müssen prü-
fen, wie Stellen in Teilzeit besetzt 
werden können. Zusätzlich muss die 
Einrichtung einer nach Möglichkeit 
dezentralen, kostenlosen Kinder-
notfallbetreuung   geprüft werden. 
Zudem muss es neue Arbeitszeit-
modelle geben, Telearbeitsplätze 
müssen ausgebaut und Aufgaben 
zuhause erledigt werden können.

Fortbildungen sollten verstärkt in 
Abendkursen angeboten oder in die 
Urlaubszeit verlegt werden können. 
Vorgesetzte müssen sensibilisiert 
werden und Führungskompetenz 
insbesondere in Hinblick auf die 
Gleichstellungsfragen muss verbes-
sert werden. 

Zudem ist es notwendig, die Quali-
!kation von Frauen durch Hospita-
tionen zu fördern und höherwertige 
Aufgaben und Vertretungen auch 
für einen begrenzten Zeitraum zu 
übertragen, um die Chancen von 
Frauen in Auswahlverfahren zu ver-
bessern. Maßnahmen, die im Rah-
men der Gleichstellungsförderung 
ergriffen werden könnten, wären 

z.B. Bewerbungstraining für Frauen. 
Gut organisierte Betreuungs-und 
Wiedereingliederungsangebote 
könnten beurlaubte Frauen bei der 
Rückkehr in den Beruf unterstützen. 
Außerdem könnten gezielte Fort-
bildungen angeboten werden, die 
von Frauen geleitet oder moderiert 
werden. 

Die Maßnahmen der Gleichstel-
lungsförderung müssten überdies 
stärker auf männliche Beschäftigte, 
Entscheidungsträger/innen, Vor-
gesetzte und Nachwuchsführungs-
kräfte abzielen, als sie dies bislang 

tun. In Einstellungsverfahren 
müssten Bewerberinnen möglichste 
vorrangig berücksichtigt werden. 
Das Hamburger Gleichstellungs-
gesetz beispielsweise regelt, dass 
bei Einstellungen einschließlich der 
Begründung eines Beamten-oder 
Richterverhältnisses, die nicht zum 
Zwecke der Ausbildung erfolgen, 
Bewerberinnen bei gleichwertiger 
Leistung verstärkt vorrangig zu 
berücksichtigen sind, bis Frauen 
innerhalb der Dienststelle in der 
jeweiligen Bezahlungsgruppe der 
Laufbahn oder des Berufs zur Hälfte 
vertreten sind. 
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 „Wer Macht auf dem Markt hat, 
darf nicht frei sein!“ Diese Forde-
rung von Hans Katzer (1919-1996), 
einem überzeugten Anhänger der 
Sozialen Marktwirtschaft, erhält 
in diesen Zeiten wirtschaftlicher 
Turbulenzen eine besondere Aktu-
alität. Die Finanzkrise, die uns in 
bisher nicht bekanntem Ausmaß seit 
September 2008 erschüttert und 
mittlerweile eine Weltwirtschafts-
krise nach sich gezogen hat, führt 
zwangsläu!g zur Frage: Ist unser 
Wirtschaftssystem für die (Fehl-) 
Entwicklung verantwortlich oder 
zumindest mitverantwortlich? Die 
Antwort lautet eindeutig: Ja.

Der Glaube an den freien Markt, 
der es schon richten wird, mangels 
ethischen Verantwortungsgefühls 
der Handelnden und das Fehlen 
von Kontrollinstanzen bzw. ungenü-
gender Kompetenzen der – oftmals 
staatlichen – Vertreter in dieses 
Gremium führen zu Entgleisungen 
mit verheerenden Folgen für die 
gesamte Weltwirtschaft und führt 
jeden Einzelnen von uns. Das haben 
die leichtfertige Kreditvergabe 
im Immobilienbereich in den USA 
ebenso wie die riskanten Transakti-
onen der WestLB bewiesen. Anle-
ger haben ihr Vermögen verloren, 
Arbeitnehmer ihren Arbeitsplatz.

Wer Macht auf dem Markt hat, 
darf eben nicht frei sein, auch und 
gerade wenn sich die Gesellschaft 
für eine freie Marktwirtschaft mit 
freiem Wettbewerb entschieden 

Zukunftsmodell Soziale Marktwirtschaft
Marietheres Katzer über ihren Vater und die Wirtschaftskrise

hat. Wirtschafts- und Finanzwelt 
in Zeiten der Globalisierung be-
dürfen eines Ordnungsrahmens, 
der global verankert ist. Diesen 
für die Gestaltung einer gerechten 
Weltwirtschaftsordnung dringend 
notwendigen Ordnungsrahmen 
schafft das Konzept einer Sozialen 
Marktwirtschaft mit internationalen 
Kontrollinstitutionen.

In allen Medien liest und hört man 
vom Bekenntnis zur Sozialen Markt-
wirtschaft: Von Bundeskanzlerin 
Angela Merkel (z.B. Regierungser-
klärung vom 7. 10. 2008) über den 
luxemburgischen Premierminister 
Jean-Claude Junker bis zu den 
Vertretern der Kirchen. Erzbischof 
Reinhard Marx sorgte für Aufregung 
mit seinem Buch „Das Kapital“, die 
Denkschrift der EKD vom Juli 2008 

bekannte sich ebenfalls zur Sozi-
alen Marktwirtschaft.

Der demokratische Rechtsstaat mit 
einer sozial gerechten, marktwirt-
schaftlichen Ordnung war die Ant-
wort auf das zutiefst unsittliche 
Regime der menschenverachten-
den und menschenvernichtenden 
Hitlerdiktatur. Männer wie Jakob 
Kaiser, Johannes Albers und Karl 
Arnold kamen aus dem Widerstand 
und waren selbst verfolgt wor-
den. Das Welt- und Menschenbild 
dieser Politiker war geprägt von 
der Erfahrung dieser schrecklichen 
Zeit und von der katholischen 
Soziallehre bzw. der evangelischen 
Sozialethik mit den Elementen der 
Personalität, die den Menschen als 
Gottes Ebenbild versteht: Solidari-
tät und Subsidiarität. 

Der langjährige CDA-Bundesvorsitzende Hans Katzer (re.) bei der Feier zu seinem 60. Geburtstag
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Die für Deutschland – auch für das 
wiedervereinte Deutschland – rich-
tige Entscheidung für die Soziale 
Marktwirtschaft ist Deutschlands 
Angebot an die Welt, ist unser Lö-
sungsvorschlag für eine erfolgreiche 
und gerecht Weltwirtschaftsord-
nung. Allerdings müssen wir durch 
Konkretisierung verhindern, dass 
der Begriff Soziale Marktwirtschaft 
zur Leerformel verkommt. In allen 
gesellschaftlichen Bereichen muss an 
der Weiterentwicklung und Anpas-
sung des Modells für eine gerechte 
Weltwirtschaftsordnung gearbeitet 
werden. Dabei sind folgende Grund-
sätze zu beachten:

1. Ethisches Handeln durch Marktteil-
nehmer ist unverzichtbar:

2. Dies muss durch Bildung und Erzie-
hung in Elternhäusern, Kindergärten, 
Schulen und Ausbildungsplätzen früh-
zeitig vermittelt werden.

3. Personalität, Solidarität, Subsidi-
arität sind Handlungsrichtlinien. Da-
hinter steht ein christlich geprägtes 
Menschenbild, das Respekt vor den 
Menschen und der Schöpfung und 
generationenübergreifendes verant-
wortungssvolles Handeln beinhaltet.

4. Die Politik muss den Begriff des 
Gemeinwohls als Verp"ichtung für ihr 
Handeln und nicht nur verbal aufneh-
men.

5. Marktbewegungen müssen trans-
parent sein.

6. Kontroll- und Sanktionsinstanzen 
müssen nicht nur auf nationaler Ebe-
ne funktionieren, sondern auch auf 
europäischer und globaler Ebene.

7. Nicht nur die Industrieländer, 
sondern auch die Schwellen- und 
Entwicklungsländer sind gleichbe-
rechtigt einzubeziehen. 

8. Drängende Fragen – abgesehen 
von der gegenwärtigen Krise – stel-
len sich im Zusammenhang mit der 
Problematik der Flüchtlings- und Mi-
grationsströme, der Rohstoffmärkte 
und ihrer Kontrolle nach wie vor des 
Klimaschutzes und der Ökologie. Sie 
gehören auf die Agenda der interna-
tionalen Gremien. 

Soziale Marktwirtschaft in Zeiten 
globaler Transaktionen mit inter-
national anerkannt agierenden 
Institutionen, die bei Verstößen 
auch Sanktionen erlassen können 
und müssen, sollte der Rahmen sein, 
in dem konkrete Beschlüsse (etwa 
zur Regulierung der Finanzmärkte) 
zu erlassen sind.  Das bedeutet für 
die Beteiligten sicherlich immer 
wieder die mühsame Suche nach 
Kompromisslösungen. Der Vorschlag 
unserer Bundeskanzlerin, einen 
UN-Wirtschaftsrat einzusetzen, der 
eine stärkere Rolle als der bestehen-
de UN- Wirtschafts- und Sozialrat 
ECOSOC spielen soll sowie eine UN-
Wirtschaftscharta zu beschließen, 
verdient unsere volle Unterstützung.
Unsere Generation schuldet den 
Vorkämpfern der Sozialen Markt-
wirtschaft hohen Respekt. Wir waren 
und sind die Nutznießer dieser 
Ordnung. Wir stehen in der P"icht, 
diesen Baustein einer gerechten 
Ordnung aufzunehmen und auch 
auf europäischer und globaler Ebene 
dieses Modell durchzusetzen.

„Gerechtigkeit schafft Frieden“ – 
nach dieser Überzeugung gestaltete 

POLITIK

Hans Katzer, der in diesem Jahr 90 
Jahre alt geworden wäre, seine Poli-
tik. „Gerechtigkeit schafft Frieden“ 
sollte auch unsere Maxime sein. 

Marietheres Kreutz-Katzer

Hans Katzer wurde 1919 in 
Köln geboren, besuchte dort das 
Reformrealgymnasium, machte 
nach der Mittleren Reife eine 
kaufmännische Lehre in der 
Textilindustrie und nach dem 
Besuch einer Textilfachschule 
in Mönchen-Gladbach bestand 
er die Kaufmannsgehilfenprü-
fung. Nach Arbeitsdienst und 
Kriegsteilnahme arbeitete er bis 
1949 im Arbeitsamt Köln, ehe er 
1950 als Hauptgeschäftsführer 
für die CDU-Sozialausschüsse 
tätig wurde. Hans Katzer war 
1945 Gründungsmitglied der 
CDU. Von 1969 bis 1981 war er 
stellvertretender Vorsitzender 
der CDU Deutschlands und von 
1963 bis 1977 Vorsitzender der 
Sozialausschüsse der Christlich-
Demokratischen Arbeitnehmer-
schaft (CDA). Auch nach seinem 
Verzicht auf den Vorsitz der CDA 
im Mai 1977 blieb er geschäfts-
führender Vorsitzender der 
Jakob-Kaiser-Stiftung und wurde 
im Oktober des gleichen Jahres 
zum ersten Präsidenten der 
Europäischen Union Christlich-
Demokratischer Arbeitnehmer 
in Brüssel gewählt. Nach der 
Bundestagswahl 1980 zog Hans 
Katzer sich aus der aktiven Bun-
despolitik zurück, blieb aber bis 
Anfang 1982 noch Vizepräsident 
des Europäischen Parlaments.
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Mein Betriebspraktikum
Maurice Steegen in der Hauptgeschäftsstelle der CDA

 Mein Betriebspraktikum bei der 
CDA in Berlin war äußerst erlebnis-
reich. Schon am ersten Tag tauchte 
ich in die Arbeitswelt der CDA ein. 
Kaum hatte ich meinen grauen Man-
tel auf den Kleiderhaken gehängt, 
sollte ich auch schon einen Artikel 
schreiben. Die Pressesprecherin 
Andrea Resigkeit legte mir ein Buch 
über die Abläufe in der Politik auf 
den Schreibtisch und sagte: „ Nun 
mal los.“ 

Mein Praktikum fand zwischen 
den Medien und der Öffentlichkeit 
statt: Meine vielen Fragen, z.B. die 

nach dem Aufbau der CDA, wurden 
mir schnell von der Besetzung der 
Hauptgeschäftsstelle beantwortet. 
Meine Arbeit in der Pressestelle hat 
man mir klargemacht, wie Politik 
und Journalismus überhaupt funkti-
onieren. Ich durfte erfahren, wie das 
Magazin „SO!“ aufgebaut  wird und 
wie das mit dem Layout funktioniert. 
Bei einer Sitzung in der Agentur 
„iconate“ war ich Zeuge, wie allmäh-
lich die gesammelten Texte und Bilder  
zu einem richtigen Magazin wurden. 
Ich war auch zu einigen wichtigen 
Terminen vor Ort, zum Beispiel beim 
Neujahrsempfang der CDA. Der Ber-

liner CDA-Chef Horst Gedack hielt 
eine launige Rede an die rund 50 
Besucher im Brauhaus am Südstern. 
Der erste Auftritt des Berliner CDU-
Hoffnungsträgers Frank Henkel auf 
einer derartigen Veranstaltung kam 
bei den CDAlern gut an. 

Maurice Steegen fand sich in die Betriebs-
abläufe ein und will Journalist werden.

d.
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Gesund leben. Doppelt pro®tieren.
Die DAK, Deutschlands innovativer Krankenversicherer, bietet ausgezeichnete  

Angebote, die Freude bereiten: zum Beispiel Tarife, die Gesundheitsvorsorge belohnen.  
Denn wir wollen, dass Sie Ihr Leben lieben. Jederzeit.
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+++ Mit 95 Prozent bestätigten 
die Delegierten der Oldenburger 
CDA-Landestagung Thomas De-
cker aus Delmenhorst erneut als 
Landesvorsitzenden. Dazu trafen 
sich die CDU-Arbeitnehmervertre-

+++ Beim Neujahrsempfang der 
CDA Ostwestfalen-Lippe drän-
gelten sich die Spitzenpolitiker: 
CDA-Chef und NRWs Gesund-
heits- und Arbeitsminister Karl-
Josef Laumann, CDA-NRW-Chef 
Dr. Ralf Brausiepe MdB, EUCDA-
Chef Elmar Brok und die Bezirks-
vorsitzende Angelika Gemkow 
waren zu Beginn des Bundestags-
wahljahres gut aufgelegt. Rund 
200 Gäste folgten den Worten 
des CDA-Chefs, der zu Beginn 
gleich die soziale Schie"age in 
der Bildung anprangerte im Haus 

ter am Sonnabend in Oldenburg. 
Nach den Grußworten, u. a. vom 
neuen Vorsitzenden des CDU-
Kreisverbandes Oldenburg Stadt, 
Olaf Klaukien, dem stellvertreten-
den Bundesvorsitzenden Rainer 

Lensing aus Hannover sowie dem 
DGB-Regionsvorsitzenden Man-
fred Klöpper, galt es, die Berich-
te entgegenzunehmen und den 
Landesvorstand zu wählen. Das 
Hauptreferat hielt der CDU-Lan-
desvorsitzende Manfred Carstens. 
Er stellte fest, dass die Soziale 
Marktwirtschaft immer die Marke 
der Union war und dieses auch zu-
künftig bleiben muss. Ausführlich 
ging der CDU-Landesvorsitzende 
auch auf die Finanzmarktkrise und 
die Konjunkturprogramme ein. 
Aus seiner Sicht gilt es nun, neben 
der kurzfristigen Absicherung von 
Arbeitsplätzen durch Bankbürg-
schaften vor allem längerfristige 
Investitionsanreize wie z. B. in der 
Bauwirtschaft und in Verkehrs-
projekten, zu generieren. Nur so 
wird auch in den nachgelagerten 
Wirtschaftszweigen investiert. 
Der wiedergewählte CDA-Landes-
vorsitzende Decker nutzte seinen 
Rechenschaftsbericht ebenfalls 
dazu, seine sozialen Anliegen in-

CDA INTERN

Namen und Nachrichten

der Kirche in der Markgrafenstra-
ße. „Deutschland braucht keinen 
Niedriglohn, sondern eine Bil-
dungsoffensive“, sagte Laumann 
unter dem Applaus der Gäste. 

In den vergangen 20 Jahren sei 
Deutschland sehr schlecht bei 
der Ausbildung von Kindern und 
Jugendlichen gewesen, vor allem 
bei sozial schwachen Familien. 
„Wenn wir das in den nächsten 
15 Jahren nicht besser machen, 
werden wir unseren Wohlstand 
verlieren“, so Laumann.. +++
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nerhalb der Partei zu beschreiben. 
Er forderte erneut ein Familiengeld 
und die Einführung eines eigenen 
Landeserziehungsgeldes. +++

+++ Seit 40 Jahren treffen sich 
Anfang des Jahres Mitglieder der 
CDU-Arbeitnehmerorganisation 
CDA (Christlich Demokratische 
Arbeitnehmerschaft) im Bildungs-
zentrum Mosbach. Die Tagung 
von CDU-Mitgliedern aus ganz 
Deutschland, die in der Gewerk-
schaft ver.di organisiert sind, 
dient dem Gedankenaustausch 
von Politik, Gewerkschaften und 
Kirchen. So konnten die stellver-
tretende DGB-Vorsitzende Ingrid 
Sehrbrock, Elke Hannack vom ver.
di-Hauptvorstand und CDA-Vize 
Christian Bäumler unter anderem 
Minister Peter Hauk und ver.di 
Gewerkschaftschef Frank Bsirske 
begrüßen. Ver.di Gewerkschafts-
chef Frank Bsirske berichtete auf 
der Tagung von seinen Erfahrungen 
als Mitglied des Verwaltungsrats 
der Kreditanstalt für Wiederaufbau 
( KfW ), deren Tochterbank IKB 
vom Bund 8,5 Milliarden Euro an 
Unterstützung benötigte, nach-
dem sie sich verspekuliert hatte. 
Bsirske setzte sich für eine neue 
internationale Finanzordnung ein, 
die risikoreiche Finanzprodukte 
verbietet. +++

+++ Am 4. 
Dezember 
wurde Kurt 
Bornschlegel 70 
Jahre alt. Kurt 
Bornschlegel ist 
Gründungsmit-

glied und hatte Funktionen in der 
EUCDA und EZA. Er ist Mitglied 
im Stegerwald Bund und hat 
unter anderem zwei Sozialsekre-
tärskonferenzen in ,,Kloster Benz 
und Nürnberg“.  Bornschlegel ist 
nach wie vor in Rumänien aktiv. 
Aktiv war er auch in der Deut-
schen Angestellten-Gewerkschaft. 

Hauptberu"ich führte er das 
CSA-Büro Nordbayern rund 25 
Jahre lang. Von 1996 bis 2001 war 
er Landessekretär der CSA. Er ist 
seit 2002 nach 50 Arbeits- und 49 
Beitragsjahren im wohlverdienten 
Ruhestand. +++

+++ Glanzvoll starteten die CDU-
Sozialausschüsse (CDA) Nord-
baden und Karlsruhe wieder ins 
neue Jahr. Neben den zahlreichen 
Gästen und Freunden der CDA  
aus allen gesellschaftlichen Berei-
chen Nordbaden und aus Karlsru-
he trugen vor allem dazu auch die 

+++ Am 5.2.09 hat der Hessische 
Landtag Roland Koch zum Mini-
sterpräsidenten gewählt und damit 
die „hessischen Verhältnisse“ ohne 
klare Mehrheit beendet. In der neuen 
schwarz-gelben Landesregierung 
setzt Roland Koch klar auf die Mit-
arbeit der CDA. Zwar beendete mit 
Umwelt-Staatssekretär Karl-Winfried 
Seif ein Urgestein der hessischen 

CDA aus Altersgründen seine 
Karriere, mit dem CDA-Landeschef 
Gerd Krämer (Wissenschaft und 
Kunst), mit Petra Müller-Klepper 
(Familie, Arbeit und Gesundheit) 
und mit Mark Weinmeister (Um-
welt, Energie, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz) wirken gleich 
drei Staatssekretäre mit, die der 
CDA angehören. +++
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Hauptakteure  des Neujahrsemp-
fangs bei; CDA-Kreisvorsitzende 
Karin Möhle mit ihrer Begrüßungs-
rede, ver.di-Vorsitzender Jürgen 
Ziegler mit seinem Grußwort, 
CDA-Bezirksvorsitzender Uwe 
Terhorst in seiner Einführungsrede, 
Sozialministerin Dr. Monika Stolz, 
MdL mit einer spannenden Fest-
rede und CDA-Landesvorsitzender 
Dr. Christian Bäumler mit seinen 
Schlussworten. +++

+++ Schöne Ehre: NRW-Minister 
Uhlenberg wurde in einem kleinen 
Festakt von Ministerkollegen 
Laumann für über 25-jährige CDA-
Mitgliedschaft geehrt. +++ 

+++ Der Lan-
desvorstand der 
Christlich-Demo-
kratischen Ar-
beitnehmerschaft 
(CDA) hat sei-
nen stellvertre-

tenden Landesvorsitzenden Dr. 
Andreas Ellendt für die Landesliste 
der CDU Schleswig-Holstein zur 
Bundestagswahl 2009 nominiert. 
Dies teilte der CDA-Landesverband 
heute in Kiel mit. Mit Andreas 
Ellendt macht der Arbeitneh-
mer"ügel der CDU das Angebot, 
einen versierten Sozialpolitiker, 
bildungspolitischen Pragmatiker 

und Verfechter der Arbeitnehmer-
rechte auf einem guten Listenplatz 
zu positionieren. +++

+++ Zu einem Gespräch trafen der 
CDA-Vorsitzende in Schleswig-
Holstein Werner Kalinka und der 
GdP-Vorsitzende Oliver Mal-

+++ Die CDA beteiligte sich aktiv 
am Koch-Wahlkampf: Eine Veran-
staltung der CDU Oestrich-Winkel 
mit ihrer Landtagskandidatin Petra 
Müller-Klepper  sowie der CDA 
Rheingau-Taunus war einer der Hö-
hepunkte in der Region. Mit einem 
großen CDA-Stand in erster Reihe 
waren das CDA-Team sowie sein 

Kreisvorsitzender Hajo Pirschle 
vor Ort und stellten sich den ca. 
200 Besuchern sowie Minister-
präsident Roland Koch vor, der 
es sich nicht nehmen ließ, das 
CDA-Team Thomas Kopp, Hajo 
Pirschle, Petra Müller-Klepper, 
Alexander Hennrich und Rita 
Buhr (v.l.) zu begrüßen. +++
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chow am 12. Januar 2009 in der 
GdP-Geschäftsstelle zusammen. In 
dem gut zweistündigen Gespräch 
ging es um die soziale Situation der 
Beschäftigten in der Polizei, ins-
besondere ihre Belastungen durch 
geschlossene Einsätze. Dabei stand 
die Frage im Vordergrund, ob die 
Belastung der Einzeldiensthundert-
schaften „zukunftsfähig“ ist oder 
ob alternative Modelle durchdacht 
werden müssen. +++

+++ Der CDA-Landesvorsitzende 
Egbert Ulrich überreicht dem 
Ministerpräsidenten Peter Müller 
einen Schutzschirm für „Arbeit 
und Soziales“ mit der Auforderung: 
„Vergesst die Menschen nicht!“ +++

+++ Als Millionen zusahen, han-
delte einer: Dr. Rupert Neudeck, 
der 1979 weltweit durch seine 
unbürokratische Hilfe und Rettung 
tausender vietnamesischer Flücht-

linge im Chinesischen Meer mit 
der Cap Anamur bekannt wurde, 
begeisterte und machte die zahlrei-
chen Gäste der ersten Neuwieder 
Deichstadtgespräche des CDA-
Kreisverbandes Neuwied und des 
CDA-Bezirksverbandes Koblenz-
Montabaur (Sozialausschüsse der 
CDU) in der VHS Neuwied zugleich 
nachdenklich bei seinen bildlichen 
Darstellungen der Arbeit des 
Friedenskorps Grünhelme e.V.  in 
den Krisenregionen Afghanistan 
und Ruanda. Für seinen Vortrag 
bedankten sich bei Dr. Rupert 
Neudeck (3. von links) die beiden 
Initiatoren der Neuwieder Deich-
stadtgespräche Norbert Faltin  
(CDA-Kreisvorsitzender Neuwied, 
2.v.r.) und Ekkehard Gauglitz 
(CDA-Bezirksvorsitzender Koblenz-
Montabaur, 1.v.r.) sowie Josef Zolk 
(Bürgermeister der Verbandsge-
meinde Flammersfeld, 3. v.r.) und 

Erwin Rüddel, MdL (CDU-Kreis-
vorsitzender Neuwied). +++

+++ Heftige 
Kritik an der 
restriktiven 
Kreditver-
sorgung der 
Bankwirtschaft 
gegenüber 
Unternehmen 

im Bereich Metall/Elektro hat der 
Hauptgeschäftsführer der Metall-
industriellen in Niedersachsen, Dr. 
Volker Schmidt, geübt. Bei der 
jährlichen Klausurtagung der CDA 
in Niedersachsen in Visselhövede 
warnte Schmidt vor unüberschau-
baren Folgen. Er befürchtet eine 
Insolvenzwelle sogar kerngesunder 
Unternehmen, wenn die Banken 
nicht kurzfristig die Kreditklemme 
beseitigten und „die Pferde nicht 
wieder ans Laufen kämen“. +++

+++ Die Themen „Neofaschis-
mus“ und „Sozialdemagogie 
von rechts“ sind in den Be-
trieben präsent und standen 
auch beim Koordinierungsaus-

schuss der „AG christlich-de-
mokratischer KollegInnen der 
IG Metall“mit CDA-Bundesvor-
standsmitglied Regina Görn-
er im Mittelpunkt. +++
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+++ Der Landesvorstand der CDA 
in Niedersachsen verabschiedete 
zum Jahresauftakt einmütig ein 
Positionspapier, in dem die Gier 
nach dem schnellen Geld gegeißelt 
und Wege aus der Krise aufzeigt 
werden. Landesvorsitzender Dr. 
Max Matthiesen MdL sieht im 
Hinblick auf das bald ausgeschöpf-
te Abwrackprämienprogramm die 
Notwendigkeit für weitere Kon-
junkturanreize durch die Bundes-
regierung. Erneut Gast der CDA in 
Niedersachsen war die Staatssekre-
tärin im Nds. Finanzministerium, 

Cora-Jeanette Hermenau. Zum 
Thema Konjunkturprogramme 
diskutierte sie mit dem Landesvor-
stand. +++

+++ Auf der CDA-Vorsitzenden-
konferenz Ende November hatte 
die CDA-Nordrhein-Westfalen als 
Gäste den u. a. als Merkel-Biograf 

bekannten Prof. Dr. Gerd Lang-
guth (Thema seiner Ausführungen: 
„Parteien im Umbruch - Umgang 
mit der Linkspartei“ > interessante 
Punkte, längere Diskussion folgte) 
sowie Bernhard Tenhumberg 
MdL (CDA-Bezirksvorsitzender 
Münsterland) und Walter Kern 
MdL, die den Abschlussbericht 
der Enquêtekommission „Chancen 
für Kinder – Rahmenbedingungen 
für ein optimales Betreuungs- und 
Bildungsangebot in Nordrhein-
Westfalen“ vorstellten sowie 
CDA-Hauptgeschäftsführer Martin 
Kamp zur CDA-Aktion „kind.
gerecht“. +++

+++ Ehrung für mehr als 40 Jah-
re Mitgliedschaft in der CDA: 
Clemens Fuhrmann, Urgestein 
der Gewerkschaft HBV und 
Altbürgermeister der Stadt Du-
isburg wurde von K.J. Laumann 
für mehr als 40 Jahre Mitglied-
schaft in der CDA geehrt. +++
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Die GEPA arbeitet seit mehr als 25 Jahren mit der renommierten 
philippinischen Kinderrechtsorganisation Preda zusammen, die Kinder 
und Jugendliche aus Bars und Gef"ngnissen befreit und sie anschlieûend 
umfassend betreut. Zudem werden die Kindersch"nder im In- und Ausland 
vor Gericht gebracht. Preda ist in der Lobby- und #ffentlichkeitsarbeit f$r 
Kinderrechte weltweit sehr aktiv. 

Gegr$ndet wurde die Organisation 1974 von dem irischen Priester Shay 
Cullen, der vielfach f$r seine Menschenrechtsarbeit ausgezeichnet und 
zum Friedensnobelpreis nominiert wurde. 

Als Ursache von Kinderrechtsverletzungen sieht Pater Shay Cullen die 
sozialen und wirtschaftlichen Bedingungen auf den Philippinen. Deshalb 
sieht er im Fairen Handel eine einzigartige Chance, menschenw$rdige 
Arbeitspl"tze und vor allem Einkommen f$r viele Familien auf dem Land 
zu schaffen. Von Preda bezieht die GEPA besonders leckere getrocknete 
Mangos und verschiedene Handwerksprodukte.

Preda-Kids und Pater Shay Cullen

»Im Jahr 1982 deckten wir einen Kindersch"nder-Ring in Olongapo 
auf, der Kinder an US-Soldaten verkaufte. Das j#ngste war neun 
Jahre alt. Der $rtliche Kommandant des Marinest#tzpunktes und 
der B#rgermeister waren sehr b$se auf uns bei Preda. Wir ver-
kauften danach auf einen Schlag weniger Produkte an die lokale 
Kundschaft ± oft Angeh$rige der Soldaten ± denn sie wurde aufge-
fordert, nicht mehr bei uns zu kaufen und wir standen kurz vor der 
Pleite.

Damals erhielten wir Besuch von Gerd Nickoleit von 
der GEPA aus Deutschland und er verstand auf Anhieb 
unsere schwierige Situation. Es entstand die Idee, neue 
Produkte f#r den Export zu entwickeln und Gerd Nicko-
leit versprach uns, unsere neu entwickelten Produkte 
bei den Weltl"den und Aktionsgruppen in Deutschland 
einzuf#hren.
Seither haben die Preda-Produzenten neue F"higkeiten 
entwickelt und haben neue Produkte f#r den Export 
hergestellt. Sie haben Erfolg damit, pro® tieren davon und 
so entstand eine starke Partnerschaft zwischen Preda 
und GEPA. Aufgrund dieser Partnerschaft zwischen der 
GEPA und Preda k$nnen Tausende von Produzenten ein 
gl#cklicheres und gerechteres Leben f#hren. Alle sind der 

GEPA sehr dankbar daf#r, auch f#r die Inspiration und Ermutigung und die 
Chance, #berhaupt in den Fairen Handel einsteigen zu k$nnen.«

Pater Shay Cullen, Preda

Eine starke Partnerschaft f"r Kinderrechte ± GEPA und Preda

GEPA  The Fair Trade Company
GEPA-Weg 1  ´  42327 Wuppertal
freecall: 0 800 / 2 61 53-48 ´  freefax: -84
www.gepa.de  


